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gewesen; dies galt es zu überwinden. Demzufolge sei es 
nicht Aufgabe des Gerichts, klare Unterschiede zwischen 
erlaubter und verbotener „affirmative action“ herauszu­
arbeiten, es reiche vielmehr die Feststellung, daß das 
Programm der Kaiser-Werke dem Gesetzeszweck entspre­
che.

Bewertung der Urteile des Obersten Gerichts 
zur „affirmative action“

Die Begründung des Obersten Gerichts zum Fall Weber 
ist interessant, da sie nicht — wie gewöhnlich — das Reckt 
als etwas Abstraktes behandelt, sondern sehr stark auf 
seine Gesellschaftsbezogenheit eingeht und ausdrücklich 
die hinter dem Recht stehende Motivation berücksichtigt. 
Dieses Urteil beweist, daß die herrschende Klasse der USA 
heute daran interessiert ist, die schlimmsten Auswüchse 
der Rassendiskriminierung bis zu einem gewissen Grade 
zu überwinden.

Gerade im Berufsleben sind die Folgen des jahrhun­
dertelangen Rassismus in den USA besonders kraß. Mas­
senarbeitslosigkeit und Hoffnungslosigkeit haben sich un­
ter der farbigen Arbeiterklasse in den Großstädten breit 
gemacht und können sehr leicht wieder — wie in den 60er 
Jahren — zu Aufständen und Arbeitskämpfen führen. Sol­
che „spektakulären“ Ereignisse sollen vermieden werden, 
weil dem „normalen“ Kampf der Afroamerikaner ohnehin 
schon große Bedeutung zukommt. Die Kommunistische 
Partei der USA schätzt ein, daß „die afroamerikanische 
Befreiungsbewegung ... im Mittelpunkt des Kampfes ge­
gen den USA-Imperialismus (steht), denn die Befreiung 
der unterdrückten Völker ist die Voraussetzung für die 
Gewährleistung der vollen Freiheit für alle Werktäti­
gen“.31 Damit es nicht zu einem durchschlagenden Erfolg 
dieser Bewegung unter Führung der Kommunistischen 
Partei kommt, ist der Imperialismus offensichtlich — wie 
das Weber-Urteil dokumentiert — zu Teilzugeständnissen 
bereit. Daher auch die relativ einheitliche Zustimmung zu 
dieser Entscheidung.32 Auch verbindet man diese Zuge­
ständnisse mit dem Versuch einer weiteren Aufspaltung 
der Arbeiterklasse. Dies kommt in der starken Orientie­
rung auf „private“ Initiativen zum Ausdruck, die die Fe­
stigung des bestehenden unterschiedlichen Status der ame­
rikanischen Arbeiter im eigenen Betrieb und zwischen 
den Betrieben beabsichtigt.33

Da aber andererseits der Zugang zu den Hochschulen 
nur einen kleinen Teil der nationalen Minderheiten be­
trifft, fühlt sich die herrschende Klasse der USA heute 
noch in der Lage, der Forderung dieser Minderheiten nach 
günstigeren Studienmöglichkeiten nur bedingt entgegen­
zukommen. Dies ist der Hintergrund des Bakke-Urteils, 
denn eine verfassungsrechtlich zwingende Notwendigkeit, 
in diesem Fall nicht auch eine ebenso weite Interpretation 
des Bürgerrechtsgesetzes vorzunehmen wie im Weber-Ur­
teil, ist nicht zu erkennen. Schließlich ist auch der Staat 
wie der Privatbetrieb dem Sinn des Bürgerrechtsgesetzes 
— der Überwindung der Rassismusfolgen — verpflichtet

Die Reihe der „affirmative action“-Prozesse vor dem 
Obersten Gericht wird weitergehen.34 Die behandelten 
Fälle zeigen, daß ihr Ausgang sehr stark von den lang­
fristigen Interessen der herrschenden Klasse der USA ge­
prägt ist. Daß sie aber überhaupt stattfanden, daß es „af­
firmative action“-Programme und Bürgerrechtsgesetzge­
bung gibt, ist ein Erfolg der demokratischen Kräfte in den 
USA, die sich auf ein weltweit verändertes Kräfteverhält­
nis zugunsten des Fortschritts stützen können. * S.
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